
Der Umbau des Siemens-Hochhauses für
die Bau- und Sozialverwaltung ist deutlich
teurer geworden als beabsichtigt. Der Bre-
mer Anteil liegt nicht mehr bei 1,6 Millio-
nen Euro plus Zinsen, sondern inzwischen
um rund 600000 Euro höher. Finanzsena-
torin Karoline Linnert (Grüne) hat die In-
nenrevision eingeschaltet, die CDU
spricht von Kostenexplosion und will
heute im Parlament darüber debattieren.

VON MICHAEL BRANDT

Bremen. Die Sanierung des Siemens-Hoch-
hauses ist abgeschlossen. Die rund 350 Mit-
arbeiter der Behörden sind Anfang Novem-
ber in ihre erneuerten Räume gezogen und
haben die Arbeit dort wieder aufgenom-
men. Inzwischen ist aber klar: Für Bremen
wird der Umbau erheblich teurer als ur-
sprünglich ausgerechnet. Mit Zinsen muss
die Stadt in den nächsten Jahren mehr als
2,9 Millionen Euro finanzieren.

Im Kern geht es um frische Luft. Seit bei-
nahe zehn Jahren hatten sich die Mitarbei-
ter der Verwaltung, die im Siemens-Hoch-
haus arbeiten, über das Raumklima be-
schwert und Fenster zum Öffnen gefordert.
Die bisherige Situation hatte bei den Be-
schäftigten zu gesundheitlichen Beschwer-
den und insgesamt einem hohen Kranken-
stand geführt. Die nicht funktionierende
Klimatechnik hatte einerseits für Schim-
mel, andererseits für extrem trockene In-
nenluft gesorgt. Daher waren die Fenster
ein Hauptbestandteil der Sanierung, wobei
es aber auch um die Fassade insgesamt
ging und um neue Haustechnik. Nach viel
Hin und Her sind die Mitarbeiter im April
2010 ausgezogen, und die Baufirmen sind
angerückt.

Warum es zu den Kostensteigerungen ge-
kommen ist, will Finanzsenatorin Linnert
heute am Nachmittag den Abgeordneten
der Stadtbürgerschaft mitteilen. Offenbar
handelt es sich unter anderem um eine Stei-
gerung der allgemeinen Baukosten durch
zeitliche Verzögerungen. Es hat nachträgli-
che Veränderungen gegeben, und die Aus-
schreibung musste wiederholt werden,
weil sich die Anforderungen verändert hat-
ten.

Linnert hat aber auf alle Fälle, so steht es
in Papieren, die jetzt dem Haushalts- und
Finanzausschuss vorlagen, die Innenrevi-
sion eingeschaltet, die nach einer Erklä-
rung suchen soll. Dadurch aber, dass der
Haushalts- und Finanzausschuss Geld, das
bereits ausgegeben worden ist, erst nach-
träglich bewilligen konnte, ist anscheinend
gegen bremisches Haushaltsrecht versto-
ßen worden. Das jedenfalls räumt das Res-
sort von Karoline Linnert in den Unterlagen
ein.

Bremen ist allerdings bei der Sanierung
des Siemens-Hochhauses nur der Junior-
Partner und übernimmt laut Vertrag unge-
fähr 15 Prozent der Kosten. Eigentümer des
Gebäudes ist ein Münchener Fonds, der
auch die Hauptlast der Umbaukosten trägt
und die Bauleitung in Händen hielt. Immo-
bilien Bremen – von Bremer Seite aus für
die Abwicklung zuständig – ist nach eige-
ner Darstellung erst Ende September über
die Kostensteigerung informiert worden.

Laut Dagmar Bleiker, Sprecherin der Fi-
nanzbehörde, hat das Ressort während der
folgenden Sitzung des Haushalts- und Fi-
nanzausschusses mündlich über die Ent-
wicklung informiert, jetzt sei ein schriftli-
cher Bericht vorgelegt worden. „Es war uns
wichtig, die Abgeordneten immer zeitnah
zu informieren.“ Die Finanzbehörde ist
trotz der Verteuerung um 628000 Euro
überzeugt, dass die Sanierung sinnvoll war
und sich am Ende auch rechnet.

Geplant ist, dass sich die Umbaukosten
über Energieeinsparungen in den kommen-
den Jahren refinanzieren. Allerdings zieht
sich das: In den nächsten 18 Jahren sollen

die Kosten für den Umbau über niedrigere
Heizkostenrechnungen wieder hereinkom-
men. Der Mietvertrag für das Siemens-
Hochhaus läuft nur ein wenig länger: bis
2032.

Die CDU-Finanzpolitikerin Gabi Piont-
kowski ist überhaupt nicht damit einver-
standen, dass der Haushalts- und Finanz-
ausschuss vor vollendete Tatsachen ge-
stellt worden ist: „Das ist ein starkes Stück.
Das geht so nicht.“ Die CDU-Politiker hat-
ten am Freitag der nachträglichen Mittel-
freigabe nicht zugestimmt.

Es müsse jetzt genau überprüft werden,
so Gabi Piontkowski, welche Verträge zwi-
schen Bremen und dem Immobilien-Eigen-
tümer abgeschlossen worden seien. Offen-
bar seien die Kostensteigerungen für Bre-
men nicht erkennbar und nicht kalkulier-
bar gewesen, vermutet die CDU-Bürger-
schaftsabgeordnete. Sie fordert abschlie-
ßend: „Es ist wichtig, dass solche Sachen
für die Zukunft verhindert werden.“ Es
müsse zum Beispiel gefragt werden, ob die
Gefahr besteht, dass Bremen bei weiteren
Projekten in eine ähnliche Situation kom-
men könne.

VON RAINER KABBERT

Bremen. Sozialsenatorin Anja Stahmann
(Grüne) geht von einem höheren Bedarf an
Krippenplätzen in Bremen aus als bisher an-
genommen. „Bei 35 Prozent aller Kinder un-
ter drei Jahren wird nicht Schluss sein“,
sagte sie gestern. In Skandinavien, so die
Senatorin, hätten bis zu 80 Prozent aller
Kinder unter drei Jahren einen Betreuungs-
platz. Bisher wird bundesweit davon ausge-
gangen, dass bis August 2013 eine Versor-
gungsquote von 35 Prozent erreicht wer-
den sollte. Ab diesem Zeitpunkt gilt der
Rechtsanspruch auf Betreuung für Kinder
ab dem ersten Lebensjahr.

Bremen will im nächsten Jahr den tat-
sächlichen Bedarf der Eltern nach einem
Betreuungsplatz ermitteln. Dazu wird das
Meinungsforschungsinstitut Forsa einge-
schaltet, das präzise Betreuungswünsche
abfragen wird. Zudem erhalten Kinder, die
2012 ein oder zwei Jahre alt werden, eine
Identifikationsnummer. Damit können ihre
Eltern sie in einer Krippe anmelden. So soll

sichergestellt werden, dass jedes Kind nur
einmal in einer Einrichtung angemeldet
wird und Mehrfachanmeldungen herausge-
filtert werden.

Dabei muss beachtet werden: Eltern von
Kindern, die nach dem 31. Juli geboren
wurden, bekommen keinen Brief mit einer
Identifikationsnummer. Dennoch können
sie ihre Kinder bei der Einrichtung ihrer
Wahl anmelden und erhalten später von
der Sozialbehörde eine Identifikationsnum-
mer.

Eine Identifikationsnummer mit Kinder-
gartenpass bekommen Anfang Januar
auch alle Eltern, deren Kinder 2012 drei
Jahre alt werden. Damit können sie sich in
einem Kindergarten anmelden. Für das
neue Kindergartenjahr ab August läuft die
Hauptanmeldephase vom 5. bis 25.Januar.
Allerdings ist eine Anmeldung auch später
noch möglich.

Bis August nächsten Jahres werden nach
Darstellung der Sozialsenatorin in Bremen
rund 4750 Betreuungsplätze für Kinder un-
ter drei Jahren zur Verfügung stehen. Im
August 2011 waren es 3520. Die rund 1200
neuen Plätze werden geschaffen durch den
Ausbau von Einrichtungen (294 Plätze), zu-
sätzliche Kapazitäten für Zweijährige in
Kindergärten (865) sowie durch den Aus-
bau der Tagespflege (75). „Damit ist die für
August 2013 angestrebte Versorgungs-
quote von 35 Prozent schon ein Jahr vorher
beinahe erreicht“, sagte Stahmann. Um die-
ses Ziel zu erreichen, müsse mehr inves-
tiert und in den Einrichtungen zusätzliches
Personal eingestellt werden.

Sozialsenatorin Anja
Stahmann zeigt sich
optimistisch, dass
Bremen 2013 ausrei-
chend Betreuungs-
plätze für Kinder un-
ter drei Jahren anbie-
ten kann. FOTO: KOCH

Das Baugitter steht noch, die Behördenmitarbeiter sitzen inzwischen aber wieder in ihren Büros:
Der Umbau des Hochhauses beschäftigt jetzt die Politik. FOTO: FRANK THOMAS KOCH

TOTO- UND LOTTOQUOTEN

Toto, 13er-Wette: Klasse 1: unbesetzt, Jackpot 71
970,60 Euro; Klasse 2: 10281,50 Euro; Klasse 3:
726,90 Euro; Klasse 4: 70,40 Euro. –
Auswahlwette „6 aus 45“: Klasse 1: unbesetzt, Jack-
pot 221 128,60 Euro; Klasse 2: unbesetzt, Jackpot
6435,50 Euro; Klasse 3: 1930,60 Euro; Klasse 4:
65,00 Euro; Klasse 5: 12,80 Euro; Klasse 6: 5,70
Euro.
Lotto am Sonnabend: Klasse 1: unbesetzt, Jackpot
2355 465,70 Euro; Klasse 2: 471093,10 Euro;
Klasse 3: 26766,60 Euro; Klasse 4: 1990,90 Euro;
Klasse 5: 102,40 Euro; Klasse 6: 29,10 Euro; Klasse
7: 17,30 Euro; Klasse 8: 7,80 Euro.
„Spiel 77“ am Sonnabend: Klasse 1 „Super 7“: Jack-
pot 1 577 777 Euro; Klasse 2: 77777 Euro; Klasse 3:
7777 Euro; Klasse 4: 777 Euro; Klasse 5: 77 Euro;
Klasse 6: 17 Euro; Klasse 7: 5 Euro.
„Super 6“ am Sonnabend: Klasse 1: 100 000 Euro;
Klasse 2: 6666 Euro; Klasse 3: 666 Euro; Klasse 4:
66 Euro; Klasse 5: 6 Euro; Klasse 6: 2,50 Euro
(ohne Gewähr).

VON SABINE DOLL

Bremen. Die Stadtbürgerschaft spricht
heute unter anderem über den Keimaus-
bruch im Klinikum Bremen-Mitte, an dem
drei Frühchen gestorben sind. Die CDU-
Fraktion hat zwei Anträge eingereicht, in
denen es um personelle Konsequenzen aus
dem Klinik-Skandal und die Zukunft der
Frühchenbehandlung in Bremen geht.

CDU-Fraktionschef Thomas Röwekamp
fordert die Beurlaubung des Geschäftsfüh-
rers der Gesundheit Nord (Geno), Diethelm
Hansen: „Herr Hansen ist in die Vorgänge
am Klinikum Bremen-Mitte verstrickt. Er
wusste früh von Personalproblemen, Über-
lastanzeigen und Hygienemängeln auf der
Frühchenstation. Die Missstände auf der
Neonatologie und in dem Klinikum allge-
mein sind der Geno und damit auch Herrn
Hansen zuzuschreiben. Deshalb halten wir
es nach wie vor für richtig, Herrn Hansen
bis zur Klärung der gegen ihn erhobenen

Vorwürfe vom Dienst freizustellen. Schon
zu dessen eigenem Schutz ist die Senatorin
gefordert, entsprechend zu handeln.“

Die Linke-Fraktion verlangt in einem ei-
genen Antrag, dass neben dem Klinikum
Mitte eine weitere Station für sogenannte
Level-1-Frühchen, deren Geburtsgewicht
unter 1250 Gramm liegt, am Klinikum
Links der Weser dauerhaft wiedereröffnet
wird. Eine solche neonatologische Intensiv-
station existierte dort bis 2010; im Zuge des
Zentralisierungskonzepts der Geno war sie
aufgelöst und in das Krankenhaus an der
St.-Jürgen-Straße verlegt worden.

Auch die CDU spricht sich in ihrem zwei-
ten Antrag für einen weiteren Standort für
Level-1-Frühchen am Klinikum Links der
Weser aus – zunächst aber nur vorüberge-
hend. „So lange, bis der Untersuchungsaus-
schuss beendet ist. Und dann kann man of-
fen darüber diskutieren“, betonte der ge-
sundheitspolitische Sprecher der Partei,
Rainer Bensch.

Neulich beim praktischen Arzt. Die
Sprechstundenhilfe am Computer-
bildschirm befragt leicht abwesend

die Patientin: „Wie war doch gleich noch
Ihr Name?“

„Eigentlich – immer noch Meyer.“
Die weiß gekleidete Frau hinter dem Tre-

sen blickt irritiert auf: „Noch? Hat sich an
Ihrem Namen denn etwas verändert?“

„Noch nicht, seit meiner Geburt heiße
ich Meyer, mit Ypsilon – aber nicht mehr
lange.“

„Aha! Ja, und dann?“
„Dann heiße ich Wellbrock. Es kann

aber auch sein, dass mein zukünftiger
Mann meinen Namen annimmt. Das ha-
ben wir noch nicht abschließend geklärt.
Dann würde ich meinen Namen behalten
und weiter Meyer heißen.“

Man sieht es der jungen Angestellten
an: Sie versteht nur noch Bahnhof. Ihr Ge-
genüber ist derweil richtig in Fahrt gekom-
men: „Ja – oder Meyer-Wellbrock, das
wäre auch eine Möglichkeit . . .“

Entnervt schiebt die Sprechstundenhilfe
einen vorgedruckten Zettel über den Tre-
sen: „Tragen Sie da bitte ein, wie Sie nun
wirklich heißen.“

„Meyer. Aber das habe ich Ihnen doch
schon gesagt, Meyer mit Ypsilon. Das war
mein Name, und das ist er immer noch.“

VON MICHAEL BRANDT

Bremen. Der rot-grüne Senat will heute
endgültig darüber entscheiden, ob die Ver-
sorgungsnetze rekommunalisiert werden.
Aktueller Schritt: Bis spätestens 31. Dezem-
ber sollen die Leitungssysteme für Strom,
Gas, Wasser und Fernwärme in beiden
Städten ausgeschrieben werden. Die Bie-
terfrist läuft dann bis Ende April 2012. Poli-
tisches Ziel ist es, dass Bremen mit 25,1 Pro-
zent bei den Netzen einsteigt, um künftig
Einfluss zu bekommen.

Die Schätzungen, was Bremen für diesen
Anteil zahlen muss, gehen unverändert
weit auseinander: Die Spekulationen über
den Gesamtwert der Netze reichen von 400
bis 500 Millionen Euro bis zu mehr als einer
Milliarde. Bis 2014 hält die SWB AG die
Konzession für das Bremer Netz. Schon
früh hatte deshalb SPD-Landesvorsitzen-
der Andreas Bovenschulte das Ziel vorge-
tragen, Bremen könnte in die Bereiche, die

vor Jahren privatisiert worden sind, wieder
einsteigen. Seit rund einem Jahr bereitet
eine Arbeitsgruppe von Staatsräten die so-
genannte Rekommunalisierung der Versor-
gungsnetze vor; im Mai war zuletzt ein aus-
führlicher Zwischenbericht vorgelegt wor-
den. Jetzt wird unter Federführung des Um-
weltressorts ein Weg für das weitere Ver-
fahren vorgeschlagen.

Eine energiepolitische Wende kann Bre-
men mit einem Anteil an den Netzen nicht
einleiten. Darauf wird in den Unterlagen
hingewiesen. Allerdings könne das Land
Einfluss auf die Versorgungssicherheit und
die Weiterentwicklung des Netzes neh-
men. Dabei setzen die Experten auf die
Schaffung sogenannter „intelligenter
Netze“. Heißt: In Spitzenzeiten sollen Ver-
braucher, die dann keinen Strom benöti-
gen, vom Netz gehen. Denkbar sei das zum
Beispiel bei Kühlhäusern, die die Tempera-
tur auch ohne zusätzliche Energie über ei-
nige Stunden speichern könnten.

CDU: Geno-Chef beurlauben
Stadtbürgerschaft debattiert heute über Anträge zum Klinik-Skandal

Bremen (keg). Die Zukunft des Polizeire-
viers in Horn-Lehe sorgt derzeit für erhöh-
ten Diskussionsbedarf. Der Auslöser: die
Ankündigung der Polizei vom vergange-
nen Mittwoch, das Revier werde Anfang Fe-
bruar geschlossen. Gestern erklärte Innen-
senator Ulrich Mäurer (SPD) dazu: Horn-
Lehe behält sein Polizeirevier; über die
Schließung eines Reviers könne nur der In-
nensenator entscheiden, nicht die Polizei.
Alles nur ein Missverständnis?

Der Hintergrund: Seit etwa zwei Jahren
sind die Beamten in Horn-Lehe in einem
Provisorium untergebracht; die bauliche Si-
tuation ist nicht so, dass man sie Besuchern
und Polizisten lange zumuten möchte. Die
Suche nach einer Lösung läuft – inzwi-
schen viel zu lange, wie einige Polizeibe-
amte finden. Dem Vernehmen nach mach-
ten sie ihrem Ärger auf der Personalver-
sammlung vergangenen Dienstag Luft. Sie
überreichten dem Innensenator eine Reso-
lution, um gegen die aus ihrer Sicht unzu-
mutbaren Bedingungen zu protestieren.

Einen Tag später setzten sich Polizeifüh-
rung, Personalrat und die betroffenen Mit-
arbeiter zusammen und besprachen, wann
das Provisorium beendet wird. Angepeilt
wurde der 1. Februar. Gleichzeitig, das war
allen Beteiligten klar, müsse eine Über-
gangslösung im Stadtteil geschaffen wer-
den. Diese blieb aber offensichtlich bei der
Information darüber, wie es mit dem Revier
weitergehen soll, irgendwo auf der Stre-
cke. Nun lautet die interne Absprache: Bis
Weihnachten sucht die Polizei nach einer
Interimslösung, die sich kurzfristig im
Stadtteil realisieren lässt.

Hoher Bedarf an Krippenplätzen in Bremen
Sozialsenatorin: Mehr als 35 Prozent der unter Dreijährigen brauchen außerhäusliche Betreuung

Das Lachen einer warmherzigen Mutter
ist ein Klang, der durch ein langes
Menschenleben forttönen kann.

OTTO VON LEIXNER (1847–1907)

Mäurer pfeift die
Polizei zurück

Senator: Horn-Lehe behält Revier

Entscheidung zu Leitungsnetz
Senat will heute die Rekommunalisierung auf den Weg bringen

Siemens-Hochhaus: 600000 Euro teurer
Kosten für die Sanierung erhöhen sich deutlich / Finanzsenatorin Karoline Linnert schaltet Innenrevision ein
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Mit Ypsilon
VON PETER OTTO

„Es ist wichtig, dass solche
Sachen für die Zukunft

verhindert werden.“
Gabi Piontkowski, CDU-Politikerin
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